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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft eine Bremsfangvorrich-
tung für das Lastaufnahmemittel einer Vertikalförderein-
richtung mit mindestens einem in einem Gehäuse (1)
angeordneten Bremskeil (3,4), der bei Auslösung eines
Bremsvorganges auf eine Führungsschiene (2) des
Förderfahrzeuges einwirkt und mit einem Anschlag,
welcher den Hub des mindestens einen Bremskeils (3,
4) und somit die maximale Bremskraft während des
Bremsvorganges begrenzt. Ausserdem betrifft die Erfin-
dung ein Verfahren zur Anpassung der Bremskraft die-
ser Bremsfangvorrichtung an die am Lastaufnahmemit-
tel wirkenden abzubremsenden Massen.
[0002] Eine derartige Bremsfangvorrichtung ist be-
reits aus der EP-A-0825145 bekannt.
[0003] Derartige Bremsfangvorrichtungen werden
beispielsweise bei Personenaufzügen, Lastenaufzügen
und für Fahrkörbe bei Schachtförderanlagen verwen-
det, wobei üblicherweise der Bremsvorgang bei Ueber-
schreiten einer zulässigen Fahrgeschwindigkeit durch
ein auf die Bremskeile einwirkendes Begrenzerseil ei-
nes Geschwindigkeitsbegrenzers ausgelöst wird.
[0004] Mit der Oesterreichischen Patentschrift Nr.
297260 ist eine Bremsfangvorrichtung gemäss Oberbe-
griff bekannt geworden, bei der eine an der Aufzugska-
bine befestigte, aus Winkelprofilen bestehende Gleit-
führung für ein Keilgehäuse vorgesehen ist. Das Keil-
gehäuse weist eine in senkrechter Richtung konisch
verlaufende Ausnehmung auf, in der zwei Bremskeile
angeordnet sind, welche die Führungsschiene des Auf-
zuges mit Spiel umgeben. Die Bremskeile sind in Nuten
der Ausnehmung auf Kugeln rollbar gelagert, so dass
an den Keilflächen von Keilgehäuse und Bremskeilen
bei deren Bewegung nur ein geringer Rollwiderstand
entsteht. Die beiden Bremskeile können von einem
Doppelhebel bewegt werden, der auf einer Welle sitzt,
die über einen Hebel vom Begrenzerseil eines Ge-
schwindigkeitsbegrenzers verdreht wird. Bei Ueber-
schreiten der zulässigen Geschwindigkeit des Aufzuges
werden die Bremskeile gegen die Führungsschiene ge-
drückt und der Bremsvorgang eingeleitet. Ueber dem
Keilgehäuse ist von der Kabine abstehend eine Abstütz-
konsole befestigt, gegen die sich das Keilgehäuse über
Tellerfedern abstützt. An der Abstützkonsole sind mit
Muttern gesicherte Stellschrauben angeordnet, die als
Anschläge für die Bremskeile dienen. Während des
Bremsvorganges werden die Bremskeile soweit in das
Keilgehäuse eingezogen, wie es der Dicke der Füh-
rungsschiene entspricht. Die dabei auftretenden
Bremskräfte bewirken, dass das Keilgehäuse gegen die
Tellerfedern angehoben wird, bis die Bremskeile an den
Stellschrauben anschlagen, wodurch ein weiteres An-
steigen der Bremskräfte verhindert wird.
[0005] Die vorstehend beschriebene Bremsfangvor-
richtung hat den Nachteil, dass bei unterschiedlichen
abzubremsenden Massen unterschiedliche Verzöge-
rungswerte am Lastaufnahmemittel erzeugt werden.

Bei grossen Lasten im Lastaufnahmemittel kann somit
eine zu geringe Verzögerung, bei kleinen Lasten eine
unzulässig hohe Verzögerung des Lastaufnahmemittels
auftreten und damit zu Personen- und Sachschäden
führen.
[0006] Der Erfindung liegt daher die Aufgabe zugrun-
de, eine Bremsfangvorrichtung gemäss Oberbegriff vor-
zuschlagen, die diese Nachteile nicht aufweist.
[0007] Diese Aufgabe wird durch die in den unabhän-
gigen Patentansprüchen 1 und 8 angegebene Erfin-
dung gelöst. Hierbei ist eine Stelleinrichtung vorgese-
hen, die durch Verschieben von mindestens einem An-
schlag oder des Gehäuses die im Fall einer Fangbrem-
sung auftretende Einfederung von Federelementen und
somit die daraus resultierenden Federkräfte bestimmt,
wobei diese Federelemente mit den genannten Feder-
kräften die Bremskeile gegen die Führungsschienen
des Lastaufnahmemittels pressen. Mittels der Stellein-
richtung kann also der mindestens eine Anschlag oder
das Gehäuse in Abhängigkeit von der Grösse der abzu-
bremsenden Masse des Lastaufnahmemittels verstellt
und damit die Bremskraft zwischen den Bremskeilen
und der Führungsschiene beeinflusst werden.
[0008] Die mit der Erfindung erzielten Vorteile sind
insbesondere darin zu sehen, dass unabhängig von der
Grösse der aktuell im Lastaufnahmemittel vorhandenen
Last bei der Bremsung eine definierte Verzögerung von
einer Grösse erreicht werden kann, bei der Personen-
und Sachschäden vermieden werden.
[0009] Ein weiterer Vorteil ist darin zu sehen, dass die
Verstellung des Anschlages oder des Gehäuses konti-
nuierlich während der Fahrt erfolgen kann. Dies ist bei
Vertikalfördereinrichtungen wichtig, die Ausgleichsge-
wichte aufweisen und mit Ausgleichsseilen ausgerüstet
sind, die zwischen der Unterseite des Lastaufnahme-
mittels und derjenigen des Ausgleichsgewichts hängen.
Da der eine Fangbremsung zusätzlich beeinflussende
Anteil der Masse der genannten Ausgleichsseile sich
während der Fahrt verändert, ist es vorteilhaft, dass die
Position des Anschlags oder des Gehäuses, von der die
im Fall einer Fangbremsung auftretende Bremskraft ab-
hängt, laufend dieser Veränderung anpasst werden
kann.
[0010] Im folgenden wird die Erfindung anhand von
zwei Ausführungsbeispielen im Zusammenhang mit
den Zeichnungen näher erläutert. Es zeigen:

Fig.1 einen Längsschnitt durch eine erste erfin-
dungsgemässe Bremsfangvorrichtung in ver-
einfachter, schematischer Darstellung, und

Fig.2 einen Querschnitt durch die Bremsfangvor-
richtung gemäss Fig.1.

Fig. 3 einen Längsschnitt durch eine zweite erfin-
dungsgemässe Bremsfangvorrichtung in ver-
einfachter, schematischer Darstellung
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[0011] In den Fig.1 und 2 ist mit 1 ein an einem nicht
dargestellten Lastaufnahmemittel einer Vertikalförder-
einrichtung befestigtes Gehäuse und mit 2 eine Füh-
rungsschiene des Aufzuges bezeichnet. Im Gehäuse 1
sind zu beiden Seiten der Führungsschiene 2 Brems-
keile 3,4 angeordnet. Die Bremskeile 3,4 stützen sich
über Gegenbacken 5,6 und Federelemente 7,8 im Ge-
häuse 1 ab, wobei die Gegenbacken 5,6 und die Feder-
elemente 7,8 in Ausnehmungen 9,10 des Gehäuses 1
geführt werden. Oberhalb der Bremskeile 3,4 ist ein An-
schlag 11 vorgesehen, der im Gehäuse 1 geführt wird
und in Richtung des Doppelpfeiles 12 auf und ab bewegt
werden kann. Zu diesem Zweck ist eine mit dem An-
schlag in Wirkverbindung stehende Stelleinrichtung 13
vorgesehen, mittels welcher der Anschlag 11 abhängig
von den aktuell abzubremsenden Massen positioniert
werden kann. Diese Massen setzen sich hauptsächlich
aus der im Lastaufnahmemittel vorhandenen Last, dem
Gewicht der Kabine und dem aktuell wirksamen Ge-
wichtsanteil der am Lastaufnahmemittel hängenden
Unterseile zusammen. Mit der beschriebenen Mass-
nahme kann der Hub der Bremskeile 3,4 und davon ab-
hängig der Kompressionsweg der Federelemente 7,8
sowie, daraus resultierend, die Bremskraft zwischen
den Bremskeilen 3,4 und der Führungsschiene 2 derart
beeinflusst werden, dass unabhängig von der Grösse
der zu bremsenden Massen im Fall einer Fangbrem-
sung eine Verzögerung eintritt, bei der einerseits das
Lastaufnahmemittel sicher gestoppt wird und anderer-
seits keine Personen- oder Sachschäden entstehen.
[0012] Die Stelleinrichtung 13 kann beispielsweise ei-
nen Verstellantrieb aufweisen, der einen Servomotor
und eine von diesem angetriebene Schraubenspindel
enthält, mit der der Anschlag 11 positioniert wird. Die
Stelleinrichtung 13 enthält ausserdem eine Positionsre-
geleinrichtung, die in Abhängigkeit von mehreren Ein-
gangssignalen Stellsignale für den Servomotor erzeugt.
Ausgewertet werden mindestens ein Eingangssignal,
das die Position des Anschlags meldet, sowie ein von
einer Lastmesseinrichtung generiertes Signal, das die
Grösse der Last im Lastaufnahmemittel repräsentiert.
In Fällen, wo die Vertikalfördereinrichtung, wie vorste-
hend beschrieben, mit Ausgleichsseilen ausgerüstet ist,
kann ein weiteres Eingangssignal berücksichtigt wer-
den, das in Abhängigkeit von der vertikalen Position des
Lastaufnahmemittels die veränderliche, aktuell wirksa-
me Masse der Ausgleichsseile repräsentiert.
[0013] Selbstverständlich können für die Anschlag-
positionierung auch Stelleinrichtungen anderer Art ver-
wendet werden, wie beispielsweise hydraulisch betätig-
te Servo-Stellzylinder oder motorgetriebene Nocken-
scheiben.
[0014] Wie an sich bekannt, werden beim Ueber-
schreiten einer zulässigen Geschwindigkeit die Brems-
keile 3,4 über ein Begrenzerseil eines Geschwindig-
keitsbegrenzers und eine Hebelanordnung angehoben.
Infolge der Keilwirkung zwischen den Bremskeilen 3,4
und den der Gegenbacken 5,6 werden erstere gegen

die Führungsschiene 2 bewegt, bis sie an dieser anlie-
gen. Durch das Auftreten von Reibungskräften zwi-
schen den Bremskeilen 3,4 und der Führungsschiene 2
werden die Bremskeile 3,4 bis zum Anschlag 11 nach
oben gezogen, was eine Seitwärtsverschiebung der
Gegenbacken 5,6 durch die Keilwirkung und die Einfe-
derung der Federelemente 7,8 bewirkt. Die zusammen-
gepressten Federelemente 7,8 drücken nun die Brems-
keile 3,4 gegen die Führungsschiene 2, wodurch zwi-
schen Bremskeilen und Führungsschiene eine von der
Position des Anschlags 11 abhängige, der Bewegung
des Lastaufnahmemittels entgegenwirkende Brems-
kraft entsteht.
Im Unterschied zur vorstehend beschriebenen Einrich-
tung, bei der das Gehäuse 1 am Lastaufnahmemittel fi-
xiert ist und der Anschlag 11 durch die Stelleinrichtung
13 verschoben wird, können in einer Ausführungsvari-
ante der Anschlag 11 am Lastaufnahmemittel fixiert sein
und das Gehäuse 1 mit Bremskeilen 3,4, Gegenbacken
5,6 und Federelementen 7,8 verschoben werden. Aus-
lösung und Bremswirkung der Bremsfangvorrichtung
bleiben dabei praktisch unverändert.
[0015] Das Ausführungsbeispiel nach Fig. 3 weist an-
stelle des die Endstellung des Bremskeils bestimmen-
den Anschlags 11 zwei im Bereich der Ausnehmungen
9,10 in der Wand des Gehäuses 1 geführte Anschläge
15 auf. Diese bilden in Richtung der Doppelpfeile 16 ein-
stellbare Abstützungen für die Federelemente 7,8, mit
deren Hilfe die im Fall einer Fangbremsung durch die
Keilwirkung der Bremskeile 3,4 auftretende Einfede-
rung der Federelemente 7,8 verändert werden kann.
Zwei Stelleinrichtungen 14 positionieren die genannten
Anschläge 15 vor jeder Fahrt und gegebenenfalls auch
während einer Fahrt so, dass im Fall einer Fangbrem-
sung die Einfederung der Federelemente 7,8 und somit
die daraus resultierende Federkräfte, mit der die Feder-
elemente 7,8 die Bremskeile 3,4 gegen die Führungs-
schienen 2 pressen, der aktuell abzubremsenden Mas-
se angepasst sind. Die funktionellen Eigenschaften der
Stelleinrichtungen 14 entsprechen denjenigen der vor-
stehend beschriebenen Stelleinrichtung 13.

Patentansprüche

1. Bremsfangvorrichtung für ein Lastaufnahmemittel
einer Vertikalfördereinrichtung, mit mindestens ei-
nem in einem Gehäuse (1) angeordneten Bremskeil
(3,4), der bei Auslösung eines Bremsvorganges ei-
ne vertikale Hubbewegung ausführt und infolge sei-
ner Keilwirkung bremsend auf eine Führungsschie-
ne (2) des Lastaufnahmemittels einwirkt, und mit ei-
nem Anschlag, welcher diese Hubbewegung be-
grenzt und damit die Bremskraft während des
Bremsvorganges beeinflusst,
dadurch gekennzeichnet,
dass die Hubbewegung des Bremskeils (3,4) über
eine in einer Ausnehmung (9,10) des Gehäuses (1)
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geführte Gegenbacke (5,6) eine von ihrer Endstel-
lung abhängige Einfederung eines Federelements
(7,8) bewirkt, wodurch in der Folge der Bremskeil
(3,4) gegen die Führungsschiene (2) gepresst wird,
und dass mindestens eine Stelleinrichtung (13,14)
vorgesehen ist, die selbsttätig mindestens einen
Anschlag (11,15) oder das Gehäuse (1) so positio-
niert, dass im Fall einer Fangbremsung die Einfe-
derung des Federelements (7,8) und somit die dar-
aus resultierende Federkraft, mit der das Federele-
ment (7,8) den Bremskeil (3,4) gegen die Führungs-
schiene (2) presst, der aktuell abzubremsenden
Masse angepasst sind.

2. Bremsfangvorrichtung nach Anspruch 1,
dadurch gekennzeichnet,
dass die mindestens eine Stelleinrichtung (13,14)
den Anschlag (11,15) oder das Gehäuse (1) vor Be-
ginn jeder Fahrt unter Berücksichtigung von minde-
stens der aktuell im Lastaufnahmemittel vorhande-
nen Last neu positioniert.

3. Bremsfangvorrichtung nach Anspruch 1 oder 2,
dadurch gekennzeichnet,
dass die mindestens eine Stelleinrichtung (13,14)
die Position des Anschlags (11,15) oder des Ge-
häuses (1) während der Fahrt laufend dem eine
Fangbremsung beeinflussenden Anteil der Masse
von Ausgleichsseilen anpasst, der von der aktuel-
len Position des Lastaufnahmemittels innerhalb
seines vertikalen Fahrwegs abhängig ist.

4. Bremsfangvorrichtung nach Anspruch 1, 2 oder 3,
dadurch gekennzeichnet,
dass die Stelleinrichtung (13) den Anschlag (11)
oder das Gehäuse (1) vertikal positioniert und damit
die im Fall einer Fangbremsung auftretende Rela-
tivlage des Bremskeils (3,4) zu Gegenbacke (5,6)
und Gehäuse(1) und damit die Einfederung und die
Federkraft des Federelements (7,8) bestimmt.

5. Bremsfangvorrichtung nach Anspruch 1, 2 oder 3,
dadurch gekennzeichnet,
dass der durch die Stelleinrichtung (14) positionier-
te Anschlag (15) die Abstützung des Federele-
ments (7,8) bildet und im Fall einer Fangbremsung
die Grösse der durch den Bremskeil bewirkten Ein-
federung und die Federkraft des Federelements
(7,8) bestimmt.

6. Bremsfangvorrichtung nach Anspruch 4 oder 5
dadurch gekennzeichnet,
dass die Stelleinrichtung (13,14) einen Verstellan-
trieb aufweist, der einen Servomotor und eine von
diesem angetriebene Schraubenspindel enthält.

7. Bremsfangvorrichtung nach einem der Ansprüche
4, 5 oder 6, dadurch gekennzeichnet,

dass die Stelleinrichtung (13,14) eine Positionsre-
geleinrichtung enthält, die, in Abhängigkeit von ei-
nem die aktuelle Last im Lastaufnahmemittel reprä-
sentierenden ersten Eingangssignal und einem die
Position des Anschlags (11,15) meldenden zweiten
Eingangssignal, Stellsignale für den Servomotor er-
zeugt.

8. Verfahren zur Anpassung der Bremskraft einer
Bremsfangvorrichtung für ein Lastaufnahmemittel
einer Vertikalfördereinrichtung an die am Lastauf-
nahmemittel im Falle einer Fangbremsung wirken-
den abzubremsenden Massen, wobei die Brems-
fangvorrichtung mindestens einen in einem Gehäu-
se (1) angeordneten Bremskeil (3,4) aufweist, der
bei Auslösung eines Bremsvorgangs angehoben
wird und infolge der Keilwirkung bremsend auf eine
Führungsschiene (2) des Lastaufnahmemittels ein-
wirkt und wobei die Hubbewegung des Bremskeils
durch einen Anschlag begrenzt wird,
dadurch gekennzeichnet,
dass durch die Hubbewegung des Bremskeils (3,4)
eine von dessen Endstellung abhängige Einfede-
rung eines Federelements (7,8) bewirkt wird und in
der Folge der Bremskeil (3,4) durch dieses Feder-
element (7,8) gegen die Führungsschiene (2) ge-
presst wird,
und dass ein Anschlag (11,15) oder das Gehäuse
(1) durch eine Stelleinrichtung (13,14) selbsttätig so
positioniert wird, dass im Falle einer Fangbremsung
die Einfederung des Federelements (7,8) und somit
die daraus resultierende Federkraft, mit der der
Bremskeil (3,4) durch das Federelement (7,8) ge-
gen die Führungsschiene gepresst wird, der aktuell
abzubremsenden Masse angepasst wird.

9. Verfahren nach Anspruch 8, dadurch gekenn-
zeichnet,
dass durch die Stelleinrichtung (13,14) mindestens
ein von einer Lastmesseinrichtung erzeugtes, die
Belastung des Lastaufnahmemittels repräsentie-
rendes Signal ausgewertet wird.

10. Verfahren nach Anspruch 9, dadurch gekenn-
zeichnet,
dass durch die Stelleinrichtung (13,14) zusätzlich
ein die Fangbremsung des Lastaufnahmemittels
beeinflussender Teil der Masse von Ausgleichssei-
len berücksichtigt wird, der von der aktuellen Posi-
tion des Lastaufnahmemittels innerhalb seines ver-
tikalen Fahrwegs abhängig ist, wobei während der
Fahrt die Position des Anschlags (11,15) durch die
Stelleinrichtung (13,14) laufend diesem sich verän-
dernden Masseanteil der Ausgleichsseile anpasst
wird.
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Claims

1. Safety brake device for a load receiving means of
vertical conveying equipment, comprising at least
one brake wedge (3, 4), which is arranged in a hous-
ing (1) and which on triggering of a braking action
executes a vertical stroke movement and in conse-
quence of its wedge effect acts in a braking manner
on a guide rail (2) of the load receiving means, and
an abutment, which limits this stroke movement and
thus influences the braking force during the braking
process, characterised in that the stroke move-
ment of the brake wedge (3, 4) causes, by way of a
counter-shoe (5, 6) guided in a recess (9, 10) of the
housing (1), a spring deflection of a spring element
(7, 8) in dependence on its end setting, whereby as
a consequence the brake wedge (3, 4) is pressed
against the guide rail (2), and that at least one set-
ting device (13, 14) is provided which automatically
positions at least one abutment (11, 15) or the hous-
ing (1) in such a manner that in the event of a safety
braking the spring deflection of the spring element
(7, 8) and thus the spring force resulting therefrom,
by which the spring element (7, 8) presses the brake
wedge (3, 4) against the guide rail (2), are matched
to the actual mass to be braked.

2. Safety brake device according to claim 1, charac-
terised in that the at least one setting device (13,
14) repositions the abutment (11, 15) or the housing
(1) before the start of each travel with consideration
of at least the actual load present in the load receiv-
ing means.

3. Safety brake device according to claim 1 or claim
2, characterised in that the at least one setting de-
vice (13, 14) continuously adapts the position of the
abutment (11, 15) or of the housing (1) during travel
to the proportion, which influences a safety braking,
of the mass of compensating cables, which is de-
pendent on the actual position of the load receiving
means within its vertical travel path.

4. Safety brake device according to claim 1, 2 or 3,
characterised in that the setting device (13) verti-
cally positions the abutment (11) or the housing (1)
and thereby determines the relative position, which
arises in the case of a safety braking, of the brake
wedge (3, 4) to the counter-shoe (5, 6) and housing
(1) and thereby the spring deflection and spring
force of the spring element (7, 8).

5. Safety brake device according to claim 1, 2 or 3,
characterised in that the abutment (15) positioned
by the setting device (14) forms the support of the
spring element (7, 8) and in the event of a safety
braking determines the amounts of the spring de-
flection caused by the brake wedge and the spring

force of the spring element (7, 8).

6. Safety brake device according to claim 4 or claim
5, characterised in that the setting device (13, 14)
comprises an adjusting drive which contains a ser-
vomotor and a screw spindle driven by this.

7. Safety brake device according to one of claims 4 to
6, characterised in that the setting device (13, 14)
comprises a position regulating device which gen-
erates setting signals for the servomotor in depend-
ence on a first input signal representing the actual
load in the load receiving means and a second input
signal reporting the position of the abutment (11,
15).

8. Method of matching the braking force of a safety
brake device for a load receiving means of vertical
conveying equipment to the masses which are to
be braked and which act on the load receiving
means in the case of a safety braking, wherein the
safety brake device comprises at least one brake
wedge (3, 4) which is arranged in a housing (1) and
which on triggering of a braking process is raised
and in consequence of the wedge effect acts in
braking manner on a guide rail (2) of the load re-
ceiving means and wherein the stroke movement of
the brake wedge is limited by an abutment, char-
acterised in that a spring deflection of a spring el-
ement (7, 8) dependent on the end setting of the
brake wedge (3, 4) is caused by the stroke move-
ment thereof and as a consequence the brake
wedge (3, 4) is pressed by this spring element (7,
8) against the guide rail (2) and that an abutment
(11, 15) or the housing (1) is automatically posi-
tioned by a setting device (13, 14) in such a manner
that in the event of a safety braking the spring de-
flection of the spring element (7, 8) and thus the
spring force resulting therefrom, by which the brake
wedge (3, 4) is pressed by the spring element (7, 8)
against the guide rail, is matched to the actual mass
to be braked.

9. Method according to claim 8, characterised in that
at least one signal which is produced by a load
measuring device and which represents the loading
of the load receiving means is evaluated by the set-
ting device (13, 14).

10. Method according to claim 9, characterised in that
a part of the mass, which influences the safety brak-
ing of the load receiving means and which is de-
pendent on the actual position of the load receiving
means within its vertical travel path, of compensat-
ing cables is additionally taken into consideration
by the setting device (13, 14), wherein the position
of the abutment (11, 15) is continuously matched by
the setting device (13, 14) to this varying mass pro-
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portion of the compensating cables during the trav-
el.

Revendications

1. Parachute de freinage pour un dispositif porteur de
charge d'un appareil de transport vertical, compre-
nant au moins un coin de freinage (3, 4) qui est dis-
posé dans un carter (1) et qui, lors du déclenche-
ment d'un freinage, décrit une course verticale et,
du fait de son action de coincement, a une action
de freinage sur un rail de guidage (2) du dispositif
porteur de charge, et une butée qui limite cette cour-
se et influence ainsi la force de freinage pendant le
freinage,

caractérisé en ce que la course du coin de
freinage (3, 4) provoque, par l'intermédiaire d'une
mâchoire opposée (5, 6) guidée dans un creux (9,
10) du carter (1), une compression d'un élément fai-
sant ressort (7, 8) qui est fonction de la position de
fin de course de ladite mâchoire (5, 6), moyennant
quoi le coin de freinage (3, 4) est pressé contre le
rail de guidage (2),

et en ce qu'il est prévu au moins un dispositif
de réglage (13, 14) qui positionne automatiquement
au moins une butée (11, 15) ou le carter (1) de telle
sorte qu'en cas de freinage par parachute, la com-
pression de l'élément faisant ressort (7, 8) et ainsi
la force de ressort qui en résulte et avec laquelle
l'élément faisant ressort (7, 8) presse le coin de frei-
nage (3, 4) contre le rail de guidage (2) soient adap-
tées à la masse à freiner momentanément.

2. Parachute de freinage selon la revendication 1, ca-
ractérisé en ce que le ou les dispositifs de réglage
(13, 14) repositionnent la butée (11, 15) ou le carter
(1) avant le début de chaque trajet en tenant comp-
te, au moins, de la charge présente momentané-
ment dans le dispositif porteur de charge.

3. Parachute de freinage selon la revendication 1 ou
2, caractérisé en ce que le ou les dispositifs de
réglage (13, 14) adaptent en permanence la posi-
tion de la butée (11, 15) ou du carter (1), pendant
le trajet, à la proportion de la masse des câbles
d'équilibrage qui influence un freinage par parachu-
te, laquelle proportion est fonction de la position
momentanée du dispositif porteur de charge à l'in-
térieur de sa course verticale.

4. Parachute de freinage selon la revendication 1, 2
ou 3, caractérisé en ce que le dispositif de réglage
(13) positionne verticalement la butée (11) ou le car-
ter (1) et définit ainsi la position relative du coin de
freinage (3, 4) par rapport à la mâchoire opposée
(5, 6) et au carter (1) qui apparaît en cas de freinage
par parachute, et ainsi la compression et la force de

ressort de l'élément faisant ressort (7, 8).

5. Parachute de freinage selon la revendication 1, 2
ou 3, caractérisé en ce que la butée (15) position-
née grâce au dispositif de réglage (14) forme l'appui
de l'élément faisant ressort (7, 8) et, en cas de frei-
nage par parachute, définit la valeur de la compres-
sion provoquée par le coin de freinage et la force
de ressort de l'élément faisant ressort (7, 8).

6. Parachute de freinage selon la revendication 4 ou
5, caractérisé en ce que le dispositif de réglage
(13, 14) comporte une commande de réglage qui
contient un servomoteur et une broche filetée en-
traînée par celui-ci.

7. Parachute de freinage selon l'une des revendica-
tions 4, 5 ou 6, caractérisé en ce que le dispositif
de réglage (13, 14) contient un dispositif de réglage
de position qui, en fonction d'un premier signal d'en-
trée représentant la charge momentanée présente
dans le dispositif porteur de charge, et d'un second
signal d'entrée signalant la position de la butée (11,
15), génère des signaux de réglage pour le servo-
moteur.

8. Procédé pour adapter la force de freinage d'un pa-
rachute de freinage pour un dispositif porteur de
charge d'un appareil de transport vertical aux mas-
ses à freiner qui agissent sur le dispositif porteur de
charge en cas de freinage par parachute, ledit pa-
rachute comportant au moins un coin de freinage
(3, 4) qui est disposé dans un carter (1) et qui, lors
du déclenchement d'un freinage, est soulevé et a
une action de freinage, du fait de l'action de coin-
cement, sur un rail de guidage (2) du dispositif por-
teur de charge, et la course du coin de freinage
étant limitée par une butée,

caractérisé en ce que grâce à la course du
coin de freinage (3, 4), une compression d'un élé-
ment faisant ressort (7, 8) qui est fonction de la po-
sition de fin de course du coin de freinage (3, 4) est
provoquée, et le coin de freinage (3, 4) est ensuite
pressé par cet élément faisant ressort (7, 8) contre
le rail de guidage (2),

et en ce qu'une butée (11, 15) ou le carter (1)
est positionné automatiquement, grâce à un dispo-
sitif de réglage (13, 14), de telle sorte qu'en cas de
freinage par parachute, la compression de l'élé-
ment faisant ressort (7, 8) et, ainsi, la force de res-
sort résultante avec laquelle le coin de freinage (3,
4) est pressé par l'élément faisant ressort (7, 8) con-
tre le rail de guidage sont adaptées à la masse à
freiner momentanément.

9. Procédé selon la revendication 8, caractérisé en
ce que grâce au dispositif de réglage (13, 14), au
moins un signal généré par un dispositif de mesure
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de charge et représentant la charge du dispositif
porteur de charge est évalué.

10. Procédé selon la revendication 9, caractérisé en
ce que grâce au dispositif de réglage (13, 14), on
tient compte en supplément d'une part de la masse
de câbles d'équilibrage qui influence le freinage par
parachute du dispositif porteur de charge et qui est
fonction de la position momentanée de ce dernier,
à l'intérieur de sa course verticale, la position de la
butée (11, 15) étant adaptée en permanence pen-
dant le trajet, par le dispositif de réglage (13, 14), à
cette part de masse des câbles d'équilibrage qui va-
rie.
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